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Vorwort


Mit ERTRÄGE 7 erscheint wieder ein Band, der Vorträge versammelt, die in der Bibliothek des Konservatismus (BdK) gehalten wurden. Die meisten von ihnen sind jüngeren Datums, nur in einem Falle fügte es sich, daß ein bereits früher gehaltener Vortrag nun auch in Schriftform an die Öffentlichkeit gegeben werden kann.


Die thematische Breite des Bandes – von der Staatstheorie über Geschichts-, Außen- und Sicherheitspolitik bis hin zur Technikkritik – spiegelt die thematische Breite der wöchentlichen Abendveranstaltungen der BdK. Auch diejenigen daran teilhaben zu lassen, die nicht die Möglichkeit haben, ihnen regelmäßig beizuwohnen, ist das Anliegen dieses Buches.


Allen Autoren sei an dieser Stelle herzlich für ihre Bereitschaft gedankt, ihre Vorträge zu Aufsätzen umzuarbeiten. Der vorliegende Band wird durch ihre Mühe reich belohnt.


Dr. Wolfgang Fenske


Bibliotheksleiter


Berlin, im Dezember 2018





Michael von Prollius



Vom Niedergang der Demokratie –


für einen freiheitlichen Staat1



Begeht der Westen Selbstmord? Ein schleichender Niedergang von Demokratie und Marktwirtschaft ist vom latenten zum akuten Thema geworden. Die Gefahren kommen in Deutschland und Europa nicht von außen, sondern von innen. Politik und Medien werden durch einen Moralismus beherrscht, der scharf antiliberale und antikonservative Züge trägt. Die staatliche Souveränität ist ausgehöhlt. Das Recht wird pervertiert. Ein Staat im Staate ist entstanden. Längst leben wir in einer korporatistisch-bürokratischen Wirtschaft.


»Wo aber Gefahr ist, wächst das Rettende auch«: Die Bedingungen für einen freiheitlichen Staat treten klarer denn je hervor. Im Mittelpunkt der notwendigen Reformen liegt ein Besinnen auf sich selbst – von Bürgern und Staat gleichermaßen.


Befund und Diagnose


Nie ging es uns so gut wie heute. Die Wohlstandsentwicklung eilt seit Aufklärung, Industrialisierung und Globalisierung von einem Rekord zum anderen. Selbst die Weltkriege haben den Trend nur unterbrochen. Zugleich erscheinen heute in Deutschland und Europa Staat, Wirtschaft und Gesellschaft krank zu sein. Zumindest gibt es ein wachsendes Unbehagen. Feinfühlige und hellsichtige Menschen spüren, daß viele Dinge im argen liegen. Bereits 2001 urteilte der Staatsrechtler Hans Herbert von Arnim: »Insgesamt sind Staat und Politik in einem Zustand, von dem nur Berufsoptimisten oder Heuchler behaupten können, er sei aus dem Willen der Bürger hervorgegangen.«2 Der Jahrhunderte umfassende Trend scheint heute eigentümlich verformt zu sein.


Die Symptome sind unübersehbar, darunter:




	Elitenkritik: Vor allem Politiker und Medienschaffende stehen im Zentrum einer zunehmend vehement geäußerten Kritik, weniger hingegen Manager und kaum hochrangige Bürokraten und Intellektuelle.


	Populismus-Vorwürfe und eine Veränderung des Parteiensystems: weg von den früheren Volksparteien; derzeit noch ohne substantielle, weitreichende inhaltliche Alternative, weder liberal noch konservativ.


	Inzwischen weniger thematisiert und dennoch lange ein Dauerthema ist der Reformstau insbesondere bei den sozialen Sicherungssystemen. Stark kritisiert wird die mangelnde Fähigkeit des Staates, aktuelle Herausforderungen zu bewältigen, besonders bei Massenmigration und Sicherheit, Stichwort »Schrottarmee«; dazu gehört auch die stetig wachsende Krise von EU und Euro-System.





Alle diese und weitere Probleme kommen nicht von außen. Vielmehr scheinen das Führungspersonal und die Organisation von Politik – teilweise auch Wirtschaft und Gesellschaft einschließlich erheblicher Teile der Medien –, nicht in der Lage zu sein, die Herausforderungen adäquat benennen, geschweige denn bewältigen zu können. Die Krise des Westens, die Krise der liberalen Gesellschaftsordnung macht die Runde.3


Anamnese


Wir erleben im Westen eine schleichende, inzwischen trabende Pervertierung von Demokratie, Recht und Marktwirtschaft. Drei Entwicklungen möchte ich hervorheben:




	Die Aushöhlung der nationalen Souveränität: Rechtsbefugnisse werden an nichtlegitimierte supranationale Einrichtungen übertragen, die eigene Interessen verfolgen (auch die politische Elite spielt gerne über Bande und entzieht sich der Verantwortung).


	
Die Bildung eines Staats im Staate: Der Staat ist von Interessengruppen durchdrungen, die in frappierendem Maße nicht das Gemeinwohl verfolgen wollen und nicht verfolgen können, darunter der politisch-bürokratische Sektor mit seinen Eigeninteressen, Parteien und staatliche Medien eingeschlossen, der Finanzsektor, einschließlich der Zentralbanken, und die Ökoindustrie.


	Die Pervertierung von Recht und Marktwirtschaft: Pervertierung heißt umkehren, ins Gegenteil verkehren, so daß aus Recht soziales Recht und Unrecht wird, aus Marktwirtschaft eine bürokratische und korporatistische Wirtschaft. Die Pervertierung ist bei der Euro-Politik und der Transformation der sozialen Marktwirtschaft breit belegt.





Das ist, zusammen mit einem Verfall des liberalen Denkens und – so sei an diesem Ort hinzugefügt – mit dem Fehlen einer echten konservativen politischen Gruppierung, eine problematische, zunehmend risikoreiche Entwicklung.


Sie werden sich vermutlich fragen, wer für diese Entwicklung verantwortlich ist. Meine These lautet: jedermann. Politiker, Medien, Bürokraten – und nicht zuletzt wir Bürger.


Diese besorgniserregende Entwicklung ist aber nicht gleichbedeutend mit dem Scheitern der freien, offenen Gesellschaft. Der Untergang des Abendlandes steht keineswegs zwangsläufig bevor. Die Entwicklung ist selbst gemacht und damit reversibel. Eine Rückkehr zu gesunden Prinzipien ist möglich.


Allerdings stellt dies eine Herausforderung für eine ganze Generation dar.


Ziel dieses Vortrags ist es, einen Grundriß für die Lösung des Problems der schleichenden Pervertierung von Demokratie, Recht und Marktwirtschaft zu skizzieren. Im Mittelpunkt steht der Staat. Der Staat stellt heute die größte Bedrohung unseres Wohlergehens dar.


1. Was ist der Staat?


Unter Staat verstehen wir in der deutschen Sprache zweierlei: eine souveräne Nation und ein Organ dieser Nation – aus politikökonomischer Perspektive handelt es sich um eine Institution bzw. ein Geflecht von Institutionen.


Eine souveräne Nation zeichnet sich durch eine Einheit aus Gebiet, Bevölkerung und Rechtsordnung aus, die von den Bürgern selbst bestimmt wird und so die Nation von anderen abgrenzt. Zur Verwaltung der öffentlichen Aufgaben werden Einrichtungen geschaffen, die ebenfalls unter dem Begriff Staat zusammengefaßt werden. Dazu gehören die Regierung und das Parlament, das Rechtswesen und die Sicherheitskräfte, vor allem Polizei und Streitkräfte, ferner die Bürokratie, die öffentliche Güter verwaltet und bewirtschaftet sowie staatliche Regeln ausarbeitet und deren Einhaltung überwacht.


Um die beiden Sphären zu unterscheiden, ist es sinnvoll, Nation und Staat begrifflich und inhaltlich zu unterscheiden.


Schließlich noch eine sprachliche Anmerkung: Wenn von dem Staat die Rede ist, dann dient diese Bezeichnung als vereinfachender Kollektivbegriff, denn der Staat (Staatsapparat) setzt sich aus vielen tausend Menschen zusammen. Der Staat ist also bereits sprachlich ein sich selbst bestätigender Konstruktivismus.


Schauen wir uns den Staat einmal mehr oder minder idealtypisch an.


Der engere Begriff des Staates


Der Staat im engeren Sinne erfüllt eine Reihe von Aufgaben und Funktionen, die in der Regel unter dem Begriff der Gewalten zergliedert werden. Legislative, Exekutive und Judikative sind die drei klassischen Gewalten des Staates. Die öffentliche Meinung wird häufig »vierte Gewalt« genannt, weil ihr eine unverzichtbare – politikwissenschaftlich-konstruktivistische statt realpolitische4 – Funktion zukommt; sie stellt aber dennoch keine formale Institution dar, die in der Verfassung geregelt ist. Die öffentliche Meinung ist ein vielschichtiges Konstrukt, das einem Entwicklungsprozeß unterliegt, der rascher vorangeht als der Wandlungsprozeß der drei klassischen Gewalten.


Die drei bzw. vier Ebenen des Staates


Der Staat ist nicht nur funktionell gegliedert, sondern als Organisation in Ebenen eingeteilt. Die unterste Ebene bilden die Kommunen, also die selbständigen Gemeinden und Städte, in denen die Grundeigentümer zu territorialen Einheiten, den Gemarkungen, die einwohnenden Bürger zur Bürgerschaft (Wählerschaft) und die ansässigen Steuerzahler zusammengefaßt und registriert sind. Die Vereinigungen der Kommunen bilden Länder – ursprünglich souveräne Nationen, die heute in Deutschland zu einem einheitlichen Bundesstaat zentralisiert und weitgehend einflußlos geworden sind. Zudem gab es freie, selbstverwaltete Städte –, noch heute als Stadtstaaten bekannt.


Das sind die drei Ebenen: Kommune – Land – Bund. Eine vierte und eine fünfte Ebene dienen allein der Verwaltung, nämlich die Landkreise und die Regierungsbezirke, die den Ländern unterstellt sind. In den Kommunen, den Ländern und auf Bundesebene sind jeweils die drei Gewalten eingerichtet.


Ein langjähriger Zentralisierungsprozeß konzentriert zunehmend Zuständigkeiten und Ressourcen beim Bund sowie bei der ihm in einer wachsenden Zahl von Feldern faktisch übergeordneten EU.


Die Legislative


Die Legislative oder gesetzgebende Gewalt arbeitet in Deutschland als Zweikammersystem, das dem föderalen Prinzip entspricht. Da die zweite Kammer nur eingeschränkte Befugnisse hat und nur in Fragen der Länderinteressen mitredet, kommt dem Bundestag als erster Kammer eine dominierende Bedeutung zu. Hier konzentriert sich die größte staatliche Macht. Das liegt auch daran, daß Exekutive und Legislative nicht strikt getrennt sind. So ist die Regierung in Deutschland Teil der Legislative, aus der sie hervorgeht. Zugleich übt die Exekutive Druck auf die Legislative aus, indem sie Angehörige ihrer Partei etwa zu einem vorgegebenen Abstimmungsverhalten im Parlament anhält. Auch die Judikative ist durch das Richterwahlverfahren an die Exekutive gebunden und damit indirekt an die Legislative. Die Gewaltenteilung ist also nur unvollständig verwirklicht.


Daß die Legislative aus Volksvertretern besteht, die sich für das Gemeinwohl einsetzen, ist eine klassische »edle Lüge«.5 Wer diese Auffassung vertritt, glaubt auch, daß Könige von Gott eingesetzt wurden. Tatsächlich verfolgen Parlamentarier, wie andere Menschen auch, ihre eigenen Interessen und die ihrer Partei. Das macht die Herrschaft von Menschen über Menschen so problematisch und ihre Bindung an allgemeine Rechtsgesetze so dringend. Und das macht den Staat so ambivalent, weil es auf die herrschenden Menschen ankommt.


Die Exekutive


Die Handlungen der Exekutive, der vollziehenden Gewalt, betreffen stets das Verhältnis Staat – Bürger. Die Exekutive setzt sich aus der Regierung und der öffentlichen Verwaltung, der Staatsbürokratie, zusammen, die in den meisten Ländern auf drei Ebenen wirkt (Bund, Land, Kommune). Die Exekutive hat begrenzte, normsetzende Befugnisse, darunter Verwaltungsanordnungen, die keinen Gesetzesstatus haben, aber lenkungswirksam sind. Hinzu kommt die Exekutive der EU.


Die Macht ist in Deutschland formal föderal geteilt, aber die Alleinentscheidungsbefugnisse der Länder sind im wesentlichen auf ihre Verwaltungstätigkeiten beschränkt, darunter die Finanzämter, die Bildungssysteme, ferner Polizei und Verfassungsschutz.


Maßgebliche öffentliche Belange werden hingegen von der Bundesregierung gelenkt. Das gilt insbesondere für Auswärtige Angelegenheiten, Verteidigung, Einwanderung, Währung, Waren- und Luftverkehr, Eisenbahn und viele Infrastrukturbelange, Post und Telekommunikation, Beamtenrecht, Urheberrecht, Bundeskriminalamt, Statistik für Bundeszwecke und nicht zuletzt für den Themenkomplex Haushalt und Finanzen, bei dem der Bund regelmäßig in der stärkeren Position ist, gerade im Hinblick auf die Verteilung von Steuereinnahmen.


Die Bundesregierung ist die Machtzentrale. Durch die Steuerhoheit des Bundes und aufgrund des geringen Umfangs von Gemeindesteuern sind die unteren staatlichen Ebenen von den Finanzzuwendungen des Bundes abhängig – und das immer stärker. Der Bundesfinanzminister hat ein Schlüsselressort unter sich. Hinzu kommen zahllose Verflechtungen mit EU-Finanzprogrammen. Durch eine Mischfinanzierung regieren die übergeordneten Ebenen bis hinunter in die Gemeindeebene. Die beiden unteren Ebenen sind durch einen Zentralisierungsprozeß und eine Vermischung entwertet worden. Politikwissenschaftler haben bereits die Frage gestellt, warum es überhaupt noch Länder gibt.


Die Judikative


Zur Judikative, der richterlichen Gewalt, gehören vor allem die Richter, die aber von der Exekutive berufen werden. So unterliegen die dazu eingerichteten Richterwahlausschüsse der Exekutive, und die Wahlvorschläge gehören zum Vorrecht der Minister. Die Rechtsprechung ist an Gesetz und Recht gebunden. Das Gesetz ist nicht identisch mit dem Recht. Gesetze sind das Ergebnis von Beschlüssen der Legislative. Das Recht ist Ausdruck von Konventionen, die aus der rechten Kooperation von Individuen hervorgehen. Häufig sind Gesetze demgegenüber Ausdruck bürokratischer und parteipolitischer Logik (und eines entsprechenden Karrierestrebens). Die Judikative soll unabhängig sein. Die Rechtsprechung obliegt in Deutschland dem Bundesverfassungsgericht, den Bundes- und Ländergerichten, auf kommunaler Ebene auch den Amtsgerichten. Der Europäische Gerichtshof versteht sich indes selbst als Motor der Integration.


Bürger können im Streit untereinander und im Konflikt mit dem Staat vor Gericht ziehen. Verwaltungsgerichte prüfen die Rechtmäßigkeit des staatlichen (Verwaltungs-)Handelns. Ein funktionierender Rechtsstaat ist eine wesentliche Errungenschaft der westlichen Moderne, setzt er doch der Herrschaft der vollziehenden Gewalt Grenzen. Die Unterschiede treten heute deutlich im Vergleich mit (korrupten) Entwicklungsländern zutage. Das gilt auch im Hinblick auf die wirtschaftliche Entwicklung, die ohne Rechtssicherheit nicht Raum greifen kann. Indes besteht eine wichtige Herausforderung darin, daß die Vertreter der Judikative vom Staat ausgebildet und zertifiziert werden. Wer vor einem Gericht steht, der sieht sich einem staatlich ausgebildeten und eingesetzten Richter und ggf. einem Staatsanwalt gegenüber, der ebenfalls Angehöriger des Staates ist. Das erscheint nicht nur problematisch, wenn es sich um einen Rechtsstreit zwischen den beiden Parteien Bürger und Staat handelt.


Die Sonderebene der EU


Über dem Nationalstaat steht in Europa noch die EU. Die EU ist ein Konstrukt sui generis und entwickelt sich in Richtung einer staatenübergreifenden, zentralen Führung. Ein Großteil der Gesetze und Verordnungen stammt inzwischen aus der EU-Verwaltung. Der Europäische Gerichtshof wird als oberste Instanz angerufen. Die Europäische Zentralbank stellt mit dem Euro-Währungsverbund eine Art Nebenregierung dar.6


Erwähnt seien schließlich auch die verschiedenen nichtstaatlichen Institutionen und Foren, in denen mitunter weitreichende Entscheidungen getroffen werden, ohne auf dem herkömmlichen Weg der Parlamentsdebatten und -abstimmungen sowie Kabinettsbeschlüsse zu beruhen. Dazu gehören das G7-Forum, die Euro-Rettungsinstitutionen und -treffen, der Internationale Währungsfonds (IWF), die Internationale Klimakonferenz u. v. a. m.


Die Bürokratie


Die Bürokratie, auch öffentliche Verwaltung, ist der weniger sichtbare Teil der Exekutive. Die Herrschaft des Büros existiert in Deutschland auf den drei Ebenen von Bund, Ländern und Gemeinden, darüber hinaus auch in der EU und anderen supranationalen Organisationen wie der Nato. Die Bürokratie setzt sich überwiegend aus Beamten und öffentlichen Angestellten zusammen, die nach Verwaltungsgrundsätzen handeln (sollen). Von Bürokratie wird eigentlich Bürokratismus unterschieden, im Alltag vermischt sich jedoch beides. Das liegt daran, daß die Bürokratie eigenen Funktionsmechanismen unterliegt,7 die dazu führen, daß die Bürokratie Vorschriften über die Menschen stellt, zu deren Diensten sie eigentlich geschaffen wurde. Das persönliche Verhältnis zum Vorgesetzten spielt eine entscheidende Bedeutung in der Bürokratie. Die mangels Wirtschaftsrechnung kaum meßbare und intersubjektiv vergleichbare Leistung ist dem nachgeordnet.


Die Herrschaft der Bürokratie entstammt dem Absolutismus und kennzeichnet den Polizeistaat des 18. und 19. Jahrhunderts. Der in der späten Phase der Aufklärung erdachte Beamtentyp sollte eine Unterstützungsleistung für alle Staatsbürger erbringen, die nicht vergütet, sondern aus dem Steueraufkommen alimentiert wurde. Da der Staatsdienst keine Unterbrechung dulde, habe der Beamte seine Arbeitskraft ohne zeitliche Begrenzung zur Verfügung zu stellen. Der Beamte sollte gleichsam in einer ehrenvollen Aufgabe mit seinen fachlichen Detailkenntnissen den Bürgern dienen und als bester Garant richtiger Entscheidungen der optimale Repräsentant des Volkes sein.8 Das klingt nach einer Stilisierung zum Übermenschen und paßt so gar nicht zu den Erfahrungen vieler Bürger auf Amtsstuben.


Im positiven Fall verfügen Bürokratien über fachliche Expertise, die auf Zweckmäßigkeit hin ausgerichtet ist und sich durch Neutralität, Regelbindung, Arbeitsteilung, Professionalität und aktenkundige Dokumentation (Transparenz) auszeichnet. Bürokratie kann (und soll) Willkürherrschaft ausschließen. Bürokraten können sich durch rationale, effiziente Problembehandlung auszeichnen und für Sicherheit sorgen. Indes schafft sich der bürokratische Komplex in vielen Bereichen seine eigene Welt. Die Bürokratie genügt sich bekanntlich selbst und neigt zur Ausdehnung. In der heutigen schnellen und komplexen Welt fällt nicht nur auf, wie langsam die Bürokratie arbeitet, sondern auch, wie gering ihr Wissen im Vergleich mit globalen und lokalen Netzwerken und Märkten sein kann – gerade wenn es um die Bewältigung von komplexen Problemen geht. Ich habe ein Musterbeispiel aktuell bei der Flüchtlingspolitik erlebt mit engagierten Bürgern und blockierenden Berliner Bürokraten.


Die Bürokratie nährt die Bürokratie, schafft ihre eigene Legitimation und ihre eigenen Spielregeln, darunter das Beamtenrecht – ohne Wettbewerb und stets auf Kosten anderer. Ausdehnung und Verfestigung der Bürokratie gehen Hand in Hand mit verringerten Handlungsspielräumen der Bürger. Regulierung ist ein Karrierebaustein. Unbeschränkte Bürokratie würde zur vollständigen Verstaatlichung führen. Bürokratie und Marktwirtschaft schließen sich insofern aus, als sie auf unvereinbaren Prinzipien beruhen – hier Weisungen, dort Preise.


Die bürokratische Ideologie mit ihrem Sicherheitsdenken durchdringt inzwischen die ganze Gesellschaft. Die Generation Y will am liebsten beim Staat arbeiten. Der Beamtenstaat ist das Gegenmodell zu einer freien Gesellschaft. Mit dem Schriftsteller Arno Schmidt: »Es ist nichts so absurd, daß Gläubige es nicht glaubten. Oder Beamte täten.«9


Die Parteien


Obwohl den Parteien im Grundgesetz nur ein Mitwirkungsrecht bei der Meinungsbildung eingeräumt wird, ist ihre Stellung im politischen System zentral. Die Parteien werben die Legitimierung des politischen Systems bei den Wahlen ein. Die Wahlvorschläge sind Listen von Parteimitgliedern und gleichen internen Hackordnungen. Die Ernennung der Regierungschefs geht aus den Reihen der Sieger und damit aus dem Bestand an Parteiführern hervor. Der Parteieneinfluß erstreckt sich indirekt, über die Exekutive, auch auf die Judikative und über die Parlamente auf den Bundespräsidenten. In der vierten Gewalt üben die Parteien Einfluß auf die Beiräte der öffentlich-rechtlichen Medien aus. Sie sind zudem über die Parlamentsabgeordneten und die Parteieinrichtungen bedeutende Arbeitgeber für die politische Elite. Mitglieder erhalten lukrative Posten in der Bürokratie, in Verbänden, in Stiftungen und zuweilen in der Wirtschaft. Allein die sogenannten Parteistiftungen, die fast durchweg politische Vereine sind, haben inzwischen über eine halbe Milliarde Euro jährlich als Etat zur Verfügung.10


Der Einfluß der Parteien erstreckt sich über das staatliche Bildungswesen auf die Lehrerschaft an allen Schularten. Hinzu kommt der Einfluß in kommunalen Betrieben. Es ist nicht übertrieben, von einer faktischen Parteienherrschaft zu sprechen. Dabei unterscheiden sich die Parteien regelmäßig kaum in ihrer Substanz. Das Zusammenrücken in der vermeintlichen Mitte des Wählerspektrums ist ein seit den 1950er Jahren gut untersuchter Prozeß. Nach Anthony Downs, dem einflußreichen amerikanischen Politikwissenschaftler und Ökonomen (ökonomische Theorie der Demokratie),11 entsteht eine Konkurrenz um die Wähler in der Mitte. Ein zentripetaler Wettbewerb entwickelt sich. Die Parteien gleichen sich immer stärker an, insbesondere beim Verhältniswahlrecht. Sie kopieren ihre Erfolgsrezepte und werden zunehmend ununterscheidbar (Stichwort: Sozialdemokratisierung und Vergrünung der CDU). Anschließend befassen sich die Politiker mit Sozialutopien, die für normale Bürger abwegig sind, etwa Genderismus, Rassismus und Ökologismus.


Wahlen werden zwar regelmäßig als wegweisendes Spektakel inszeniert. Indes hat sich längst eine politische Kaste herausgebildet, die sich beim Regieren kaum unterscheidet. Das liegt auch daran, daß Parteien als hierarchische Vereine auf Parteidisziplin und damit Linienkonformität achten. Für individuelle Perspektiven und politische Konzepte gibt es in machtpolitischen Mehrheitsvereinen kaum oder keinen Raum. Auch deshalb ist die Parteienfinanzierung abzuschaffen. Der Staatsrechtler Hans Herbert von Arnim brachte die Problematik auf die Formel: Parteienherrschaft statt Volkssouveränität.12


2. Der Staat folgt einer eigenen Logik


Bis weit in die Mitte des 20. Jahrhunderts hinein war über das liberale Lager hinaus klar, daß der Staat die herausragende Bedrohung der Freiheit darstellt. Der österreichischschweizerische Bankier und Nationalökonom Felix Somary – wegen seiner Prognosesicherheit auch als »Rabe von Zürich« bekannt – urteilte: »Sein Charakter als Zwangsorganisation und Kardinalgegner der Freiheit ist von alters her bis zu Lenin unbestritten«.13


Der Staat funktioniert nach dem Prinzip der Organisation – anders als die Gesellschaft, die eine spontane Ordnung darstellt. Organisationen sind das Ergebnis menschlicher Planung oder menschlichen Entwurfs. Der Staatsapparat ist nach erdachten Regeln und Vorschriften organisiert, die von übergeordneten Personen festgelegt werden und die Freiheit – das, was nach eigener Überzeugung am besten zu tun ist – stark einschränken. Nach dem Weisungsprinzip werden Aufgaben gegliedert, zugewiesen und von zuständigen Organisationsbereichen, vor allem Behörden und ihren Untergliederungen, bearbeitet. Leistungsfähigkeit, Effizienz und Innovationskraft sind dementsprechend häufig minderentwickelt und sinken regelmäßig im Vergleich mit privaten Organisationen. An diesen institutionellen Rahmenbedingungen können auch gute, fleißige Bürokraten nichts ändern.


In einer Bürokratie gibt es keine Preise und somit keine vergleichbare Koordination – weder von knappen Ressourcen noch von verstreutem Wissen. Mangels Maßstab (d. h. Preis) ist keine Kosten-Nutzen-Rechnung möglich. An ihre Stelle tritt (allenfalls) das möglichst genaue Einhalten der Vorschriften. Zudem sind die Beziehungen zu den Abnehmern der Leistung viel anonymer und ebenfalls durch Vorschriften geleitet, nicht durch das Streben nach erfolgreichen Lösungen oder persönlicher Anteilnahme. Bürokratien fehlt das Entdeckungs- und Entmachtungsverfahren, das Märkten und Gesellschaften innewohnt.


Heute sind der Staat und seine Bürokratie omnipräsenter denn je. Gleichwohl hat sich die liberale Idee als sehr erfolgreich erwiesen. Der Staat verlor im Laufe der Jahrhunderte seinen Status als »irdischer Gott«.14 Die Angehörigen der Staatsführung wurden in der westlichen Welt und darüber hinaus dem Recht unterworfen und an den Schutz der Bürgerrechte gebunden.


Existenzberechtigung und Aufgabe des Staates bestehen im Schutz der Bürger. Der Schutz von Leib, Leben und Eigentum im Innern und nach außen ist die herausragende, je nach Perspektive sogar einzige legitime Aufgabe, die dem Staat zukommt. Heute wird viel zuwenig betont, daß die Existenzberechtigung des Staatsapparates allein in der Verbesserung der Lebensbedingungen der Bürger besteht. Daran lassen sich die staatlichen Tätigkeiten messen.


Vom Staat zur Schacher-Demokratie


Wissenschaftler der Public-Choice-Theorie untersuchen seit über 60 Jahren Egoismus und Karrierestreben von Politikern und Bürokraten sowie das Wählerverhalten. Ein Ergebnis lautet: Das Gemeinwohl ist regelmäßig das Wohl der eigenen Gruppe. Per Stimmenkauf werden wechselnde Partikularinteressen bedient. Das Propagieren einer Gleichheit der Lebensverhältnisse dient regelmäßig als ideologischer Transmissionsriemen und hat ebenfalls zentralisierende Wirkung. Eine sich ausdehnende Bürokratie schiebt sich zwischen Regierung und Bürger. Die Schule der Neuen Politischen Ökonomie hat mehrere Nobelpreisträger hervorgebracht; sie legt die Mechanismen der Entfremdung von Politik und Bürgern offen und ist im Kern eine Theorie des Staatsversagens und bietet Strukturreformen an. Allerdings: In prosperierenden Zeiten fallen die Mißstände weniger auf.


Bereits seit den 1960er Jahren warnte Friedrich August von Hayek vor einer Entartung der Demokratie und äußerte sich 1976 brandaktuell wie folgt: »Übereinstimmung über die Teilung der Beute, die eine Mehrheit durch Überwältigung einer Minderheit gewonnen hat, oder darüber, wieviel letzterer weggenommen werden soll, ist nicht Demokratie oder zumindest nicht ein Ideal der Demokratie, das sich moralisch rechtfertigen läßt. Demokratie ist an sich nicht Egalitarismus, aber unbeschränkte Demokratie artet notwendig zum Egalitarismus aus.«15


Wenn wir auf den Staat blicken, ist es hilfreich, zwei grundsätzliche Anmerkungen zu machen:




	Der Staat funktioniert – wie alle sozialen Institutionen – nicht so, wie wir uns das vorstellen oder wünschen, nur weil wir es uns so wünschen.


	Es lassen sich verschiedene Aspekte des Staates unterscheiden. Im Englischen gibt es dafür drei Adjektive, die mit P beginnen – in Anlehnung an den Nobelpreisträger James M. Buchanan. Sie beschreiben drei Formen des Staates, die wir nicht alle sehen, geschweige denn schätzen oder uns wünschen:









	Protective state – das ist der schützende Rechtsstaat, der für Sicherheit sorgt.


	Productive state – das ist Umverteilungsstaat, der längst weit über die Produktion weniger öffentlicher Güter hinausgeht (57 Prozent des Lohneinkommens fließen an den Staat plus Mehrwertsteuer – praktisch arbeiten alle Menschen für den Staat).


	Predatory state – das ist der räuberische Staat, der die Bürger für seine Zwecke ausnimmt. In seiner milderen Form mischt er sich in das Leben der Bürger ein und nimmt ihnen und Unternehmen Tätigkeiten weg.








3. Die Funktionen des Staates


Die Funktionen des Staates sind heute faktisch u. a.:




	Vertretung der nationalen Belange nach außen,


	Ausübung des Gewaltmonopols,


	Gestaltung und Wahrung der Rechtsordnung, einschließlich der Verfassung, dabei umfassende Regelung gesellschaftlicher, wirtschaftlicher, kultureller Belange,


	Verwalter öffentlicher Güter und umfangreiche wirtschaftspolitische Aktivitäten mittels nie dagewesener Staatseinnahmen und -ausgaben,


	Beeinflussung der öffentlichen Meinung,


	ideologische Bildung der nachwachsenden Generation,


	Gestaltung gesellschaftlicher Prozesse in solchen Feldern wie Geschlechterverhältnis, Umweltfragen, Verbraucherverhalten.





Der heutige Staat verletzt in vielen Punkten das Gebot der rechtlichen und der gesellschaftspolitischen Neutralität gegenüber allen Bürgern. Er ist keineswegs eine objektive Macht zur Erhaltung einer Rechtsordnung, innerhalb derer sich die Bürger selbst organisieren, sondern stellt selbst einen Machtfaktor in Konkurrenz zu gesellschaftlichen Kräften dar, der eigennützige Ziele verfolgt: Erhaltung und Vermehrung seiner Einkünfte und der Erwerbsmöglichkeiten seiner Bediensteten, die Durchsetzung seiner konsensuellen Meinungen im öffentlichen Diskurs, die Schaffung von Abhängigkeiten möglichst vieler Bevölkerungsgruppen durch Bildung von Privilegien, die Grundrenten ermöglichen.


Wie thematisiert, ist das Hauptinstrument des Staates das Parteiensystem. Andersherum betrachtet, bedienen sich die etablierten Parteien als Hauptfaktor der Macht der Einrichtungen des Staates zur Durchsetzung ihrer eigennützigen Interessen. Und sie dulden keinen Wettbewerb durch neue Parteien, zumindest reagieren sie allergisch. Zugleich sind erhebliche organisierte Teile von Wirtschaft und Gesellschaft mit dem Staat verbunden. Sie schaffen und beeinflussen Gesetze zu ihrem Vorteil und streben erfolgreich nach ihren Sonderinteressen.


Ein Hunderte Milliarden Euro umfassendes Beispiel ist die sogenannte Energiewende, die das planwirtschaftliche Gegenstück zu einer Marktentwicklung darstellt. Legendär sind die Agrarsubventionen, die mit über 40 Milliarden Euro immer noch knapp 30 Prozent des EU-Haushaltes ausmachen und nicht nur landwirtschaftliche Betriebe mit Steuergeldern finanzieren, sondern auch noch den Staat selbst, u.a. über den größten Haushaltsposten, die europäischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) für regionale Entwicklung, Soziales, aber auch für Landwirtschaft, Meer und Fischerei.


Im Ergebnis ist der Staat zur großen Fiktion verkommen, nach der – im Sinne von Frédéric Bastiat – jedermann glaubt, auf Kosten jedermanns leben zu können.16 Gegenüber der Öffentlichkeit versprechen Staatsvertreter gerne, einen dritten Weg zu beschreiten. Das ist der Inbegriff dieser Fiktion und des Versprechens, kostenlos Wohltaten verteilen zu können. Tatsächlich bedeutet zum Beispiel die Abwrackprämie, daß der Nachbar gezwungen wird, die Anschaffung eines neuen Autos mitzufinanzieren.


Ein Fiasko stellt die praktizierte Migrationspolitik dar. Unter dem ideologischen Primat von Inklusion und Diversität wurde eine exklusive Leitkultur – oder aber Leidkultur – zur politisch korrekten und alternativlosen Politik erklärt. In einer moralisch aufgeladenen Debatte mit zunehmend autoritären Zügen, »nicht zuletzt gegenüber europäischen Staaten, die sich für eine andere Politik als die deutsche Willkommenskultur entschieden – also fast allen«, so der Historiker Andreas Rödder, wurde vor allem eine deutsche Sondermoral sichtbar und darin eine Romantik mit religiösem Kern.17 Diese erwies sich nicht nur in der Kölner Neujahrsnacht als gefährliche Illusion und ist inzwischen schleichend weitgehend revidiert worden. Möglicherweise noch gravierender und geradezu tragisch ist, daß die tatsächlich verbreitete Hilfsbereitschaft, die bürgerliche Fähigkeit zur konstruktiven Lösung von Herausforderungen durch massenhafte Flucht und Migration, durch staatliches Handeln konterkariert wird.


4. Notwendigkeit und Möglichkeit einer Begrenzung der Machtbefugnisse des Staates


»Wo aber Gefahr ist, wächst das Rettende auch«: Die Bedingungen für einen freiheitlichen Staat treten klarer denn je hervor. Im Mittelpunkt der notwendigen Reformen liegt ein Besinnen auf sich selbst – von Bürgern und Staat gleichermaßen.18


Als Entscheidungskriterien für eine Eindämmung und den anschließenden Rückbau des interventionistischen Staates, des Termitenstaates, um mit Wilhelm Röpke zu sprechen, halte ich Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit staatlicher Tätigkeit für zentral.




	Rechtmäßigkeit, weil ein Staat auf Recht (und nicht auf die Moral einer Gruppe) gebaut sein muß und das Recht der Freiheit das Zusammenleben der Menschen verbessert.


	Zweckmäßigkeit, weil es stets (auch) eine konkrete Frage der Nützlichkeit, der Verbesserung des Lebens der Menschen ist, wenn der Staat respektive seine Angehörigen handeln. Zweckmäßigkeit bedeutet, daß die Rahmenbedingungen, innerhalb derer freie Menschen miteinander eine arbeitsteilige Zusammenarbeit eingehen, die Bürger in ihrem Leben unterstützen.
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